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Der ärztliche Dienst in Krankenhäusern trägt zu-
nehmend eine ökonomische Mitverantwortung. 
Die mit den einzelnen Gesetzesänderungen be-
ginnend im Jahr 2000 eingeleitete Strukturreform 
des Gesundheitswesens veränderte und verändert 
die wirtschaftlichen und rechtlichen Rahmenbe-
dingungen für Krankenhäuser in vielerlei Hinsicht. 
Die Anforderungen an ein modernes Krankenhaus-
management erfassen auch die ärztlichen Mitar-
beiter, hier insbesondere die Chefärzte als we-
sentliche Leistungsträger im Krankenhaus. Die 
Unternehmens- und Managementanforderungen 
an Chefärzte liegen dabei heute zunehmend in 
der
•	 fachlichen und personalen Organisationsver-

antwortung für ihre Abteilung,
•	 Budget-, Kosten-, Leistungs- und Erlösverant-

wortung,
•	 Steuerung und Kontrolle der Dokumentations-

aufgaben für interne und externe Qualitäts-
sicherung (Kodierqualität im Rahmen des 
DRG-gestützten Vergütungssystems) und

•	 Integrationsaufgaben im vor- und nachstati-
onären Bereich (integrierte Versorgung), Ver-
zahnung mit den ambulanten ärztlichen und 
pflegerischen Bereichen.[1] 

In Folge dessen unterliegen auch die Chefarzt-

verträge einem erheblichen Veränderungsbedarf. 
Dieser drückt sich auch in der seit dem Jahr 2002 
bereits dreimal geänderten „Beratungs- und For-
mulierungshilfe Chefarzt-Vertrag“ der Deutschen 
Krankenhausgesellschaft (DKG) aus. Dieser „Mus-
tervertrag mit Arbeitgeberschlagseite“[2] wurde 
- aus Sicht der DKG - den oben formulierten An-
forderungen angepasst. Dabei wurde jeder öf-
fentlich-rechtliche Bezug (Verweis auf BAT bzw. 
TVöD) eliminiert, klassische Nebentätigkeiten in 
den Dienstaufgabenkatalog überführt, Dienstauf-
gaben konkretisiert, die Vergütung, unter Aufga-
be des Liquidationsrechts in einen festen und 
variablen Bestandteil aufgespalten, die Entwick-
lungsklausel modifiziert, Regelungen zur Zentren-
bildung und fachübergreifenden Zusammenarbeit 
eingefügt, der Chefarzt als leitender Angestellter 
definiert sowie Zielvereinbarungen ausformuliert. 
Viele Krankenhäuser legen Bewerbern einen zu-
mindest in weiten Teilen auf diesem Vertragsmus-
ter basierenden Vertrag vor. Damit ergeben sich 
in den Vertragsverhandlungen für den Bewerber 
folgende Schwerpunkte:
•	 Dienstaufgabenkatalog
•	 Vergütung
•	 Entwicklungsklausel
•	 Vertragsdauer/Kündigung
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1. Dienstverhältnis, Stellung des Arztes

Der Chefarztvertrag als solcher ist grds. ein Ar-
beitsvertrag und auch als solcher zu bezeichnen. 
Chefärzte sind nach überwiegender Auffassung in 
der Regel jedenfalls nicht als „leitende Angestell-
te“ im Sinne des Kündigungsschutz- und Betriebs-
verfassungsgesetzes (KSchG/BetrVG) anzusehen. 
Das bedeutet, dass beide Gesetze auf Chefärzte 
Anwendung finden. Damit ist sowohl die Kündi-
gungsfreiheit des Chefarztvertrags zugunsten des 
Arztes auf sozial gerechtfertigte Kündigungen be-
schränkt als auch eine Betriebsratsanhörung vor 
Kündigungsausspruch zwingend erforderlich. Folg-
lich sollten Chefärzte im Vertrag auch nicht als 
„leitende Angestellte“ bezeichnet werden. 

Der früher übliche generelle Verweis auf den Ta-
rifvertrag öffentlicher Dienst (TVöD) bzw. Bun-
des-Angestelltentarifvertrag (BAT) wurde aus dem 
DKG-Vertragsmuster gestrichen. Die Verwendung 
eines solchen Verweises ist auch nicht zu emp-
fehlen. In den komplexen Tarifwerken finden sich 
viele Regelungen und Pflichten, die gerade nicht 
auf Chefärzte sondern nur auf nachgeordnete Ärz-
te anwendbar sind. Soweit eine Bezugnahme auf 
den aktuellen TVöD unvermeidbar ist, sollte diese 
lediglich auf einzelne, konkrete Bestimmungen 
erfolgen.

Die Regelungen zum Dienstverhältnis beinhalten 
zumeist noch Normen zur Residenzpflicht des Che-
farztes sowie zu seinem Dienstvorgesetzten. Im 
Interesse seiner Aufgabenerfüllung hat sich der 
Chefarzt oftmals zu verpflichten, in der Nähe des 
Krankenhauses zu wohnen. Eine solche allgemein 
gehaltene Formulierung kann selbstverständlich 
- zur Vermeidung späterer Auslegungsstreitigkei-
ten - konkretisiert werden. Dienstvorgesetzter des 
Chefarztes ist in der Regel der Geschäftsführer 
des Krankenhauses.

 
2. Wirtschaftlichkeitsgebot 

Das DKG-Vertragsmuster sieht hierbei zunächst 
in § 3 Abs. 1 eine Präambel vor, in der der Chefarzt 
allgemein zu einem zweckmäßigen, wirtschaftli-
chen und sparsamen Umgang mit den zur Verfü-
gung stehenden Mitteln verpflichtet wird.

Ein Chefarzt soll heute stärker in die wirtschaftli-
che Verantwortung eingebunden werden. Dies 
wird in der Regel erreicht, indem er in die Budge-
terstellung und -einhaltung seiner Abteilung ein-

bezogen wird. Oftmals sehen Verträge hierzu le-
diglich die Anhörung des Chefarztes vor 
Budgeterstellung vor. Dies sollte aber aus Sicht 
des Chefarztes nur das Minimalerfordernis dar-
stellen. Soweit ärztliche Gesichtspunkte der Pati-
entenversorgung bei Budgeterstellung in größe-
rem Umfang Berücksichtigung finden sollen, sind 
in den Vertragsverhandlungen weitere konkrete 
Rechte des Chefarztes zu vereinbaren.

Bei der Vertragsgestaltung ist ferner darauf zu 
achten, dass der Vertrag eine laufende Informa-
tionsverpflichtung des Krankenhauses gegenüber 
dem Chefarzt über die Budgetentwicklung enthält, 
da eine wirtschaftliche Behandlungsweise und/
oder die Einhaltung des Budgets durch den Che-
farzt oftmals durch im Vertrag geregelte variable 
Vergütungsbestandteile sichergestellt werden soll. 
Letztlich hat der Chefarzt bei der Budgeterstellung 
jedenfalls die Richtlinienkompetenz des Kranken-
hauses zu beachten. Damit darf selbstverständlich 
kein Eingriff in die Diagnose- und Therapiefreiheit 
des Chefarztes verbunden sein. Denn Anweisun-
gen des Krankenhauses in diesem Kernbereich 
der (chef-)ärztlichen Tätigkeit sind unzulässig. 

Soweit neue Untersuchungs- oder Behandlungs-
möglichkeiten eingeführt werden sollen, die Mehr-
kosten verursachen, sehen Chefarztverträge zu-
meist das Erfordernis einer vorherigen 
Einvernehmensherstellung mit dem Krankenhaus 
vor. Eine Ausnahme ist jedenfalls dann vorzuse-
hen, wenn die medizinische Notwendigkeit in Ein-
zelfällen solche Maßnahmen/Methoden notwendig 
machen.

3. Dienstaufgaben

Primäre Dienstaufgabe des Chefarztes ist die Füh-
rung und fachliche Leitung seiner Abteilung. Die-
ser allgemeinen Formulierung folgt regelmäßig 
eine Aufzählung der einzelnen Dienstaufgaben. 
An dieser Stelle des Vertrags entscheidet sich, ob 
ein „konventioneller“ Dienstvertrag geschlossen 
werden soll, der dem Chefarzt neben seinen aus-
drücklich genannten Dienstaufgaben (z. B. stati-
onäre Behandlung, stationäre Untersuchung und 
Mitbehandlung) Raum für liquidationsfähige (Ne-
ben-)Tätigkeiten lässt oder aber ob der Chefarzt 
alle ärztlichen Tätigkeiten, soweit sie nicht aus-
drücklich dem Nebentätigkeitsbereich zugeordnet 
sind, als Dienstaufgabe zu erbringen hat. In letz-
terem Fall wird dem Chefarzt i. d. R. kein Liqui-
dationsrecht eingeräumt. Er erhält für seine Tä-
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tigkeit eine angemessene Festvergütung und ggf. 
weitere Bonuszahlung. Die aktuelle Tendenz geht 
sicherlich dahin, dass Krankenhäuser vermehrt 
nur zum Abschluss eines Arbeitsvertrages nach 
„neuerem“ Muster bereit sind. Daher soll im wei-
teren nur noch auf dieses Modell der Vertragsge-
staltung eingegangen werden.

Die Führung und fachliche Leitung der Abteilung 
umfasst neben der medizinischen Versorgung der 
Patienten auch den nachgeordneten Dienstbetrieb 
und die Letztverantwortlichkeit für die allgemeine 
Hygiene in der Abteilung nach Maßgabe der vom 
Krankenhausträger bestimmten Aufgabenstellung 
und Zielsetzung des Krankenhauses. Die Formu-
lierung, dass der Chefarzt dem Krankenhausträger 
hierfür seine gesamte Arbeitskraft zur Verfügung 
zu stellen hat, sollte vermieden werden. Im um-
fangreichen Katalog der Dienstaufgaben können 
sich neben der Behandlung aller Patienten seiner 
Abteilung und der Untersuchung und Mitbehand-
lung der Patienten sowie Beratung der Ärzte an-
derer Abteilungen (internes Konsil) noch folgende 
weitere Aufgaben finden:
•	 die nichtstationäre Untersuchung und Be-

handlung von Patienten anderer Leistungser-
bringer, soweit die Untersuchung und Behand-
lung in seiner Abteilung oder nach vertraglicher 
Vereinbarung des Krankenhausträgers in den 
Räumlichkeiten der fremden Träger erfolgt 
(externes Konsil),

•	 die ambulante Behandlung in Notfällen,
•	 die nichtstationäre Gutachtertätigkeit,
•	 die Erbringung von Institutsleistungen im am-

bulanten Bereich,
•	 die ambulante Beratung und Behandlung von 

Selbstzahlern (Privatsprechstunde),
•	 die ambulante Beratung und Behandlung von 

Patienten der GKV und sonstiger Kostenträger 
aufgrund einer persönlichen Ermächtigung (z. 
B. § 116 SGB V, D-Arzt-Verfahren),

•	 die Vornahme der Leichenschau und Ausstel-
lung der Todesbescheinigung in der Abteilung 
und

•	 die Teilnahme und Durchführung von klini-
schen Arzneimittelprüfungen, Anwendungs-
beobachtungen sowie Medizinproduktestudi-
en.

Je umfänglicher dieser Aufgabenkatalog ausfor-
muliert ist, desto weniger Raum bleibt für (liqui-
dationsfähige) Nebentätigkeiten. Dies gilt es bei 
der Verhandlung der Vergütung zu beachten. Fer-
ner ist bei der Formulierung der Dienstaufgaben 
auf die Abgrenzung des eigenen Aufgabenbereichs 

zu denen anderer Abteilungen zu achten. So soll-
te z. B. die Röntgenkompetenz für Patienten aller 
Art beim Chefarzt der radiologischen Abteilung 
liegen. Hiervon sind aber oftmals z. B. Durch-
leuchtungen und Aufnahmen mit Hilfe des Bild-
wandlers in Operationssälen ausgenommen.

Weitere Dienstaufgabe ist die Sicherstellung des 
Bereitschafts- und Rufbereitschaftsdienstes. Die 
Sicherstellung der Dienste wird heute überwie-
gend als Dienstaufgabe des Chefarztes angese-
hen. Bei der konkreten Ausgestaltung dieser 
Pflicht ist, in Abhängigkeit von der Personalstruk-
tur der Abteilung zwischen zwei verschiedenen 
Modellen zu unterscheiden. Bei kleineren Abtei-
lungen mit 2-3 Oberärzten wird der Chefarzt oft-
mals die Verpflichtung eingehen müssen, an der 
Rufbereitschaft seiner Abteilung turnusgemäß im 
Wechsel mit den übrigen Fachärzten der Abteilung 
teilzunehmen. Bei größeren Abteilungen wird der 
Chefarzt im Vertrag nur verpflichtet werden, er-
forderlichenfalls auch an solchen Diensten teilzu-
nehmen. Auch hier bietet sich erheblicher Ver-
handlungsspielraum.

Ferner wird als Dienstaufgabe des Chefarztes die 
Hinwirkung auf eine nach Maßgabe der Budget-
planung anzustrebende „Inanspruchnahme der 
Abteilung“ gesehen. Hierbei sollte im Hinblick auf 
das DRG-System von der oftmals vorzufindenden 
Formulierung „Belegung der Abteilung“ Abstand 
genommen werden.

Darüber hinaus werden vielfach weitere Dienst-
aufgaben und/oder -obliegenheiten des Chefarz-
tes formuliert. Dies sind z. B:
•	 Beteiligung an Qualitätssicherungsmaßnah-

men des Krankenhauses
•	 Durchführung der notwendigen Visite
•	 Erfüllung von gegenüber Patienten bestehen-

den Aufklärungspflichten
•	 Belehrungen von Patienten bei Entlassung auf 

eigenen Wunsch
•	 Treffen oder Anregen aller ärztlichen Anord-

nungen und Maßnahmen
•	 Gewährleistung eines ordnungsgemäßen Be-

triebs und Beachtung der Hausordnung
•	 Erfüllung der ärztlichen Anzeige- und Melde-

pflichten
•	 Mitwirkung in Gremien
•	 Wahrnehmung der Aufgabe des Leitenden 

Arztes des Krankenhauses
•	 Beratung des Krankenhausträgers in das 

Fachgebiet des Chefarztes betreffenden ärzt-
lichen Angelegenheiten
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•	 Ausbildung von Studierenden der Medizin
•	 Ausstellung ärztlicher Zeugnisse/gutachterli-

cher Äußerungen über sich am Krankenhaus 
bewerbende Personen

•	 Organisation des Rettungsdienstes.

Bei der Formulierung jeder einzelnen Dienstauf-
gabe ist letztlich darauf zu achten, ob diese grund-
sätzlich und in ihrer konkreten Ausgestaltung 
überhaupt als chefärztliche Dienstaufgabe wahr-
genommen werden kann und soll. Im Hinblick auf 
die Fülle des Dienstaufgabenkatalogs eines Che-
farztvertrages können im Rahmen der Vertrags-
verhandlungen oftmals einzelne Aufgaben, zu 
Gunsten einer vom Chefarzt privat abzurechnen-
den genehmigten Nebentätigkeit, aus dem Kata-
log gestrichen werden oder aber zumindest ent-
sprechend den Vorstellungen des Arztes angepasst 
werden.

Die oftmals als abschließender Punkt in einer Auf-
listung der Dienstaufgaben zu findende Formulie-
rung „alle sonstigen ärztlichen Tätigkeiten, soweit 
sie dem Arzt zugemutet werden können“, stellt 
noch einmal ausdrücklich das Regel-/Ausnahme-
verhältnis von Dienstaufgaben/Nebentätigkeiten 
dar. Damit sind grundsätzlich alle zumutbaren 
ärztlichen Tätigkeiten, auch solche, die nicht aus-
drücklich im Dienstaufgabenkatalog zu finden 
sind, als Dienstaufgabe anzusehen. Nebentätig-
keiten sind nur dann gestattet, wenn sie aus-
drücklich (gesondert) als solche genannt werden.
Die Regelungen zur Durchführung der Dienstauf-
gaben bleiben zumeist einem separaten Paragra-
phen im Arbeitsvertrag vorbehalten. Hier ist zu-
nächst darauf zu achten, dass ein persönliches 
Tätigwerden des Chefarztes nur soweit es Art und 
Schwere der Krankheit oder Ermächtigungs-/Zu-
lassungsvoraussetzungen erfordern, notwendig 
ist, darüber hinaus aber eine Übertragung der 
Dienstaufgaben an ärztliche Mitarbeiter zur selb-
ständigen Erledigung gestattet ist. Anderenfalls 
wäre der Chefarzt verpflichtet, alle zuvor festge-
legten Dienstaufgaben persönlich zu erbringen, 
was ihm schlechterdings möglich sein wird. An 
dieser Stelle des Vertrags wird auch geregelt, dass 
der Chefarzt oder ggf. sein ständiger ärztlicher 
Vertreter nach Maßgabe der GOÄ vom Kranken-
haus vereinbarte gesondert berechenbare 
wahlärztliche Leistungen zu erbringen hat. Letz-
tere Formulierung ist wichtig, da die PKV vermehrt 
(insbesondere bei Operationen) dazu übergeht, 
die eingereichten Rechnungen der Patienten auch 
daraufhin zu überprüfen, ob der Arzt die Leistung 
auch höchstpersönlich erbracht hat. Die Anwe-

senheit des Chefarztes bei der Leistungserbrin-
gung ist also für ihre Liquidation grundsätzlich 
erforderlich. Soweit der Chefarzt persönlich ab-
wesend ist, muss seine Vertretung bereits in der 
Wahlleistungsvereinbarung geregelt sein. 

Darüber hinaus lassen sich zur Durchführung der 
Dienstaufgaben weitere verschiedenste Regelun-
gen zu folgenden Punkten finden:
•	 Beachtung der Rechte und Pflichten der Ärzte 

anderer Abteilungen
•	 Recht und Pflicht konsiliarischen Rat beizuzie-

hen
•	 Beiziehung von Ärzten und Einrichtungen au-

ßerhalb des Krankenhauses nur in Ausnah-
mefällen

•	 Leistungserbringung - soweit möglich - aus-
schließlich im Krankenhaus, mit dessen Ge-
räten und Einrichtungen

•	 kollegiale Belegung vorübergehend freier Bet-
ten.

Diese Regelungen stellen allerdings erfahrungs-
gemäß keine größeren Probleme zwischen den 
Vertragspartnern dar.

Zu guter Letzt hat der Chefarzt für die Dokumen-
tation der Krankengeschichte Sorge zu tragen. 
Diese Aufgabe steht selbstredend in der Organi-
sationsverantwortung des Chefarztes, auch wenn 
die Krankenakten im Eigentum des Krankenhaus-
trägers stehen. Innerhalb dieses Regelungskom-
plexes ist darauf zu achten, ob dem Chefarzt auch 
die Verantwortung für eine richtige und vollstän-
dige Kodierung und Dokumentation der für die 
Eingruppierung in einem deutschen DRG-System 
erforderlichen Diagnosen und Prozeduren über-
tragen wird. Insbesondere die richtige Kodierung 
stellt hierbei ein in der Praxis teilweise größeres 
Problem für die Ärzte dar. Daher sollte bei den 
Vertragsverhandlungen versucht werden, von der 
Aufnahme einer solchen Verpflichtung in den Ver-
trag abzusehen. Mitunter gehen Krankenhäuser 
bereits dazu über, die Kodierung ausschließlich 
von speziell geschulten Fachkräften durchführen 
zu lassen.

4. Mitwirkung in Personalangelegenheiten

Zur Mitwirkung in Personalangelegenheiten 
können Chefarztverträge das Recht zur Stel-
lungnahme, ein Vorschlagsrecht und/oder die 
Notwendigkeit der Anhörung des Chefarztes vor-
sehen. Diese Möglichkeiten können im Hinblick 
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auf die verschiedenen Personalangelegenheiten 
(Stellenplan für den ärztlichen und med.-techn. 
Dienst; Einstellung, Umsetzung, Versetzung, 
Abordnung, Beurlaubung, Entlassung nachge-
ordneter Ärzte, des med.-techn. Dienstes, von 
Pflegepersonal und Schreibkräften) kombiniert 
werden.

Von der Einräumung des Rechts des Chefarztes 
zur selbständigen Einstellung und Entlassung 
von Mitarbeitern sollte Abstand genommen wer-
den, da dies zur Einstufung als „leitender Ange-
stellter“ im Sinne des BetrVG führt und damit 
das BetrVG auf den Chefarzt keine Anwendung 
mehr finden würde. Bereits die Befugnis zur 
selbständigen Einstellung oder Entlassung (im 
Innen- und Außenverhältnis) einer nicht völlig 
unbedeutenden Anzahl von Mitarbeitern würde 
zur Einschränkungen der Anwendbarkeit des 
KSchG führen. 

Teil 2 dieses Beitrags wird sich neben den Re-
gelungen zur Vergütung auch mit Entwicklungs-
klauseln und Regelungen zu Vertragsdauer und 
Kündigung auseinandersetzen. 

[1] Genzel, in: Laufs/Uhlenbrock, Handbuch des 
Arztrechts, 3. Aufl. 2002, § 88 Rn. 6a.
[2] Deutsches Ärzteblatt vom 31.5.2002.
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